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Mittheilungen aus der Praxis: 


von Staatsbeamten, welcher ihnen erſt durch das Geſetz vom 15. April 
1873, R. G. Bl. Nr. 47, im § 13 eingeräumt wurde; ſie waren 
daher nicht definitiv angeſtellte Staatsbeamte und hatten bis zu jenem 
Zeitpunkte nicht den Anſpruch auf das den definitiv angeſtellten Staats⸗ 


Auscultanten erwerben im Sinne des $ 10 des Heimatgeſetzes das Heimatrecht beamten im § 10 des Heimatgeſetzes eingeräumte Recht, J. U. Dr. 


in jener Gemeinde, in der ſie zur Dienſtleiſtung zugewiefen werden. 

Der Heimatſchein hat immer auf die politiſche Gemeinde zu lauten. Die Bezeichnung 
des Heimatrechtes nach einer Fraction der Gemeinde im Heimatſchein iſt 
unzuläflig. 2 

Die Beſtimmung der Miniſterial⸗Verordnung vom 3. Mai 1874, R. G. Bl. Nr 56 
wegen Beerdigung auf einem nicht zum Sterbeorte gehörigen Friedhofe 
kann auf den Leichentransport von einer eingepfarrten Ortſchaft nach dem 
Pfarrfriedhofe nicht bezogen werden. 

Caſſation der gleichlautenden unterrichterlichen Entſcheidungen, mit welchen über 
den als Beſitzſtörung vor den Richter gebrachten Fall der ſchädigenden Ein⸗ 


Alois J. ſei im Jahre 1870 zum. Auscultanten ernannt worden, habe 
ſich ſpäter der Advocatie zugewendet, ſomit den erwähnten Beamtens⸗ 
charakter nicht einmal genoſſen; derſelbe habe ſomit das Heimatrecht in 
der Gemeinde P. nicht erwerben können und es könne ihm dieſes Recht 
nicht zuerkannt werden“. 5 

Gegen dieſe Entſcheidung hat Dr. Alois J. den Statthaltereire⸗ 
curs eingebracht. In dieſem Recurſe berief er ſich auf das Hofdecret 
vom 19. December 1800, Juſtizgeſ. S. Nr. 513, nach welchem die 


wirkung eines Brunnenbeſitzers durch Tieferbohrung feines Brunnens auf mit wirklichem Anſtellungsdecrete verſehenen beeideten Prakticanten als 


eine einem Andern gehörige Heilquelle erkannt wurde, wegen Incompetenz 
der Gerichte. (8 48 al. 2 J. N.; § 3/al. 2 Waſſerrechtsgeſetze vom 30. Mai 
1869, Nr. 93 R. G. Bl.; 88 16, 71 Geſetz für das Land unter der Enns 
vom 28. Auguſt 1870, Nr. 56 L. G. Bl.) 
Zum Hofd, vom 1. April 1844, Nr. 748 J. G. S. Das Aerar iſt den Erſatz 
der, aus Anlaß einer, wegen einer Aerarialforderung bewilligten Mobiliar⸗ 
pfändung aufgelaufenen Koſten auch dann anzusprechen berechtigt, wenn die 
Pfändung über Einſchreiten einer Adminiſtrativbehörde vollzogen worden iſt. 


Verordnungen. 


Perſonalien. 
Erledigungen. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Auscultan ten erwerben im Sinne des § 20 des Heimatgeſetzes 
das Heimatrecht in jener Gemeinde, in der ſie zur Dienſtleiſtung 
zugewieſen werden. 


Alois J., J. U. Doctor, wurde mit dem Decrete des böhmischen 
Oberlandesgerichtes vom 20. Juni 1870 zum unadjutirten Auscultan⸗ 
ten ernannt, als ſolcher am 23. Juni 1870 dem Kreisgerichte in P. 
zur Dienſtleiſtung zugewieſen, und in dieſer Dienſteigenſchaft am 10. Juli 
1870 beeidet. Später wurde J. U. Dr. Alois J. der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft in P. zugewieſen, und trat ſodann während ſeiner Anſtellung in 
P. aus dem Staatsdienſte, um ſich der Advocatie zu widmen. 

Das Bürgermeiſteramt in P. hat dem Alois J. den Heimat⸗ 
ſchein verweigert, weil er durch ſeine Ernennung zum Auscultanten 
das Heimatrecht in der Gemeinde P. nicht erlangt habe und ſeine 
Zuweiſung zum dortigen Kreisgerichte nicht als eine ſtändige angeſehen 
werden könne. 

Ueber die dagegen von Alois J. eingebrachte Beſchwerde hat die 
Bezirkshauptmannſchaft in P. mit dem Erlaſſe vom 2. Jänner 1876 
nach ſtehend erkannt: 

„Nach § 1 des Hofkanzleidecretes vom 14. Juli 1837 (Prov.⸗ 


Staatsbeamte zu erkennen ſind, ferner darauf, daß im § 62 der Ge⸗ 
richtsinſtruction vom 3. Mai 1853, R. G. Bl. Nr. 81 Auscultanten 
als Conceptsbeamte bezeichnet werden, nach $ 1 der kaiſ. Vdg. vom 
10. October 1854, Nr. 262 R. G. Bl. jene, welche als Auscultan⸗ 
ten angeſtellt zu werden wünſchen, nach günſtig zurückgelegter Probe⸗ 
praxis von wenigſtens ſechs Wochen und längſtens drei Monaten zur 
Beeidigung als k. k. Beamte zuzulaſſen find, im 8 1 des Geſetzes vom 
21. Mai 1868 (R. G. Bl. Nr. 46) Auscultanten zu den richterli⸗ 
chen Beamten gezählt werden, und daß durch die Miniſterialverord⸗ 
nung vom 19. Jänner 1853, R. G. Bl. Nr. 10 die Auscultanten 
ſogar in die XII. Diätenclaſſe eingereiht wurden. Im § 13 des Ge⸗ 
ſetzes vom 15. April 1873, R. G. Bl. Nr. 47 feien zwar die Aus⸗ 
cultanten in eine Rangsclaſſe nicht eingereiht, jedoch ihnen der Charak⸗ 
ter von Staatsbeamten gewahrt worden. Cr (Recurrent) habe durch 
ſeine Zuweiſung als beeideter Auscultant zum Kreisgerichte in P. 
daſelbſt nach 8 10 des Heimatgeſetzes das Heimatrecht erlangt und 
dasſelbe bis jetzt behalten, weil er bis zu ſeiner Dienſtenthebung in P. 
verblieb. 

Die Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 17. März 1876 
den Dr. Alois J. in der Gemeinde P. heimatberechtigt erkannt, weil 
er daſelbſt im Grunde des § 10 des Geſetzes vom 3. December 1863 
durch die am 23. Juni 1870 ſeitens des Ober⸗Landesgerichtspräſidiums 
erfolgte Zuweiſung als Auscultant zur Dienſtleiſtung bei dem Kreis⸗ 
gerichte in P. das Heimatrecht daſelbſt erworben und ſeitdem kein 
anderes erlangt hat. Denn die Auscultanten waren auch bereits vor 


der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 15. April 1873, R. G. Bl. Nr. 47 
definitiv angeſtellte Staatsbeamte und konnten nirgends anders ihren 
ſtändigen Amtsſitz haben, als wohin ſie von dem Oberlandesgerichte 
zur Dienſtleiſtung zugewieſen wurden. 


Gegen dieſe Entſcheidung legte das Bürgermeiſteramt in P. den 


Miniſterialrecurs vor; in dieſem Recurſe wird an der von der Bezirks⸗ 


hauptmannſchaft P. ausgeſprochenen Anſchauung, daß Auscultanten vor 
der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 15. April 1873, R. G. Bl. Nr. 47 


Geſetzſammlung Nr. 223) hatten die Auscultanten nicht den Charakter nicht als definitiv angeſtellte Saatsbeamte zu behandeln waren, feſt⸗ 


gehalten und hieraus gefolgert, daß Dr. Alois J., da derſelbe im 
Jahre 1870 für den Sprengel des böhm. Oberlandesgerichtes zum 
Auscultanten ernannt wurde, ſeine Zuweiſung zum Kreisgerichte in P. 
keine ſtabile war und er vor dem 15. April 1873 als Auscultant 
aus dem Staatsdienſte ausgetreten iſt, das Heimatrecht in der Gemeinde 
P. nicht erworben habe, ſondern in jener Gemeinde heimatberechtigt blieb, 
wo er vor feiner Ernennung zum Ausecultanten das Heimatrecht beſaß. 

Das Miniſteriunt des Innern hat unterm 30. Juni 1876, 
3. 7429 der Berufung der Gemeinde P. aus nachſtehenden Gründen 
keine Folge gegeben: 

„Die k. k. Auscultanten waren nach den mit der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 19. Jänner 1853, R. G. Bl. 10 unter lit. d 
§ 11 kundgemachten Beſtimmungen über die Einrichtung der Gerichts⸗ 
behörden und dem dazu gehörigen, unter lit. e kundgemachten Gehalts⸗ 
und Diätenclaſſen⸗Schema definitiv angeſtellte Staatsbeamte der zwölften 
Diätenclaſſe und blieben als ſolche bis zum 1. Juli 1873, mit welchem 
Tage das Geſetz vom 15. April 1873, Nr. 47 R. G. Bl. in Wirk⸗ 
ſamkeit trat, welches im 8 13 den Auscultanten ohne Einreihung in 
eine Rangsclaſſe in Abſicht auf die Ausübung ihres dienſtlichen Berufes 
den Charakter von Staatsbeamten einräumt. J. U. D. Alois J. 
wurde mit dem Decrete des böhm. Oberlandesgerichtes vom 20. Juni 
1870 zum Auscultanten ernannt, als ſolcher mit dem Erlaſſe des 
Präfidiums des genannten Oberlandesgerichtes vom 23. Juni 1870 
dem Kreisgerichte in P. zur Dienſtleiſtung zugewieſen und daſelbſt als 
Auscultant am 10. Juli 1870 beeidet. Durch dieſe. Dienſtbeſtimmung 
zum Kreisgerichte in P. wurde dem Dr. Alois J. die Gemeinde P. 
als ſtändiger Amtsſitz angewieſen; derſelbe hat daher nach § 10 des 
Heimatgeſetzes vom 3. December 1863, Nr. 105 R. G. Bl. das 
Heimatrecht in der Gemeinde P. erlangt und dasſelbe, nachdem er in 
ſeiner Eigenſchaft als Auscultant in P. aus dem Staatsdienſte aus⸗ 
getreten iſt und ſeither ein anderweitiges Heimatrecht nicht erworben 
hat, bisher nach S 17 des Heimatgeſetzes behalten“. Kl. 


Der Heimatſchein hat immer auf die politiſche Gemeinde zu lauten 
Die Bezeichnung des Heimatrechtes nach einer Fraction der Ge⸗ 
meinde im Beimatſchein iſt unzuläſſig. 


Die Ortsgemeinde F. im Bezirke H. iſt anno 1850 aus den 
Conſeriptions⸗Gemeinden F. O. Sch. und St. conſtituirt worden. 
Nichtsdeſtoweniger hat ſeither die Armenverſorgung in der Weiſe ſtatt⸗ 
gefunden, daß jede dieſer Ortſchaften ihre eigenen Armen zu verſorgen 
hatte und die anderen mit ihr zur Ortsgemeinde F. vereinigten Ort⸗ 
ſchaften zu d eſem Zwecke nicht in Anſpruch nehmen konnte. Der 
Hauptgrund dieſer Maßregel lag in dem Umſtande, daß die Stadt 
F. aus alter Zeit ein Spital und einen geſtifteten bedeutenden Armen⸗ 
fond beſitzt, an welchen Anſtalten die anderen Theile der Gemeinde 
nicht theilzunehmen haben. 

Um nun die nöthige Evidenz herzuhalten und künftigen Armen⸗ 

verſorgungsſtreitigkeiten vorzubeugen, iſt in der Gemeinde F. angeblich 
ſchon ſeit 1850 gebräuchlich, in den Heimatſcheinen der Angehörigen 
nebſt der Ortsgemeinde F. ſtets auch eingeklammert die Ortſchaft 
anzuſetzen, welcher der Betreffende vermöge ſeiner Abſtammung oder 
ſeines Aufenthaltes angehörte. Die Heimatſcheine lauten alſo beiſpiels⸗ 
weiſe auf die Gemeinde F. (Stadt) oder F. (Schwaighof.) In derfelben 
Weiſe hat die Gemeinde F. am 30. October 1875 für den auswärts 
domicilirenden Grundbeſitzer Jacob W. einen Heimatſchein ausgeſtellt, 
welcher auf die Gemeinde F. (Ortgraben) lautete, weil W. angeblich in 
einem zur Ortſchaft Ortgraben gehörigen Hauſe das Heimatrecht in der 
Gemeinde F. erwarb und alſo im Verſorgungsfalle der Ortſchaft Ort⸗ 
graben zuzufallen habe. 
f Jacob W. aber nahm dieſen Heimatſchein nicht an und verlangte 
einen auf die Gemeinde F. (Stadt) lautenden, indem er behauptete, 
Bürger der Stadt geweſen zu ſein und ſonach auf das Armenvermögen 
der Stadt Anſpruch zu haben. Die Gemeinde F. lehnte jedoch die 
verlangte Correctur ab. Sie ſtützte ſich auf die langjährige Uebung, 
auf den § 12 des ſteiermärkiſchen Armengeſetzes vom 12. März 1873, 
L. G. Bl. Nr. 19, wornach die in Theilgemeinden beſtehenden Armen⸗ 
anſtalten und Fonde nur für die Verſorgung ihrer Armen verwendet 
werden, endlich darauf, daß W. nie der Stadt F. angehörte. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte hierüber am 24. December 
1875, daß die Nothwendigkeit der Berichtigung des Heimatſcheines des 


146 


W. entfalle, weil ſich das Heimatrecht nach 8 3 des H. G. auf die 
ganze Ortsgemeinde erſtreckt und ſomit W. ungeachtet des Beiſatzes 
„Ortsgraben“ in die Ortsgemeinde F. zuſtändig erſcheint und weil das 
Haus, auf Grund deſſen Beſitzes er nach F. zuſtändig ſei, wirklich in 
der Ortſchaft „Ortgraben“ und nicht in der Stadt F. liege. 

Ueber Recurs des W. hat die Statthalterei unterm 23. Februar 
1876 die Eutſcheidung I. Inſtanz aufgehoben und die Gemeinde F. 
für verpflichte! erklärt, den eingeklammerten Beiſatz „Ortgraben“ im 
Heimatſcheine zu ſtreichen, „nachdem nach § 32 des Heimatge ſetzes der 
Heimatſchein das Heimatrecht der Perſon in der Gemeinde und nicht 
in einer Fraction derſelben beſtätigt und zur Erweiſung von anderen 
als durch das Heimatgeſetz begründeten Rechten der Heimatſche in für 

ſich allein ohnedies nicht entſcheidend werden kann.“ 

Die Gemeinde F. recurrirte nun gegen dieſe Entſcheidung. Sie wieder⸗ 
holte, daß die vier zuſammengelegten Ortſchaſten ſeit 1850 ihre Armen 
jede ſelbſtſtändig verſorgen, weil es unbillig wäre, die anderen drei 
Ortſchaften an dem geſtifteten Armenfonde der Stadt F. theilnehmen 
zu laſſen. Es werden daher für jede Ortſchaft ſeit 1850 eigene Matriken 
geführt und auch die Heimatſcheine der Evidenz wegen in der be⸗ 

Iprocheng Weile ausgeſtellt. Die Beſchwerde des W. beruhe eben auf 
einem ſolchen vermeintlichen Verſorgungsanſpruche. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 20. Mai 1876, 3. 
5994 dem Recurſe der Gemeinde F. aus den Gründen der recurrirten 
Entſcheidung keine Folge gegeben. 5 


Die Beſtimmung der Miniſterial⸗Verordnung vom 3. Mai 182, 
R. G. Bl. Nr. 56 wegen Beerdigung auf einem nicht zum Sterbe⸗ 
orte gehörigen Friedhof kann auf den Leichentransport von einer 
eingepfarrten Ortſchaft nach en Pfarrfriedhofe nicht bezogen 
werden. a 


Die nach H. eingepfarrte Gemeinde R. hat im Jahre 1875 mit 
Genehmigung der politiſchen Behörde einen eigenen nicht confeſſionellen 
Friedhof errichtet. Bald nach Vollendung desſelben überreichte das Ge⸗ 
meindeamt R. eine Eingabe bei der Bezirkshauptmannſchaft Sch., in 
welcher es ſich darüber beſchwerte, daß viele Inſaſſen trotz des Beſtandes 
des neuen Friedhoſes in R. auf dem counfeſſibnellen Friedhofe in H. 
begraben werden wollten und in dieſem Beſtreben vom Pfarramte 
unterſtützt werdeu, weßhalb um die ſchon aus Sanitätsrückſichten noth⸗ 

wendige Abhilfe gebeten werde. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat mit Erlaß vom 22. Juli 1875 

in Anwendung der Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 
3. Mai 1874, R. G. B. Nr. 56 angeordnet, daß die Beerdigung grund⸗ 
ſätzlich auf dem Friedhofe des Sterbeortes, daher zu R. ſtattzufinden 
habe, und daß unter den gegebenen Verhältniſſen ein Leichentransport 
an die Pfarrgemeinde H. nur unter Einhaltung der diesfälligen in der 
bezogenen Miniſterialverordnung ſanitätspolizeilichen 
Maßregeln ſtattſinden dürfe. 

Gegen dieſe Verfügung hat das H., er Pfarramt eine Vor⸗ 
ſtellung an die Statthalterei überreicht, welche hierüber mit dem Erlaſſe 
vom 8. October 1875 den angefochtenen Erlaß der Bezirkshauptmann⸗ 

ſchaft, infoferne mit demſelben den Gemeindeinſaſſen von R. die Be⸗ 
erdigung ihrer Todten auf den katholiſchen Pfarrfriedhofe in H. ohne 
politiſchen Leichenpaß verweigert und die Benützung des einheimiſchen 
Communalbegräbnißplatzes zur Pflicht gemacht wurde, als incorrect be⸗ 
hob und ſofort anordnete, daß die Beerdigung der R. .. er Ge⸗ 
meindeinſaſſen nach ihrem oder ihrer Angehörigen ausdrücklichen Wunſche 
entweder auf dem confeſſionslofen Gemeindebegräbnißplatze in R. oder 
auf dem katholiſchen Pfarrfriedhofe in H. anſtandslos und ohne vorher 
eingeholte Bewilligung der politiſchen Behörde zum Leichentransport 
ſtattzufinden habe. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte die Gemeinde R. und ſtellte das 
Begehren, zu erkennen, daß der neue katholiſche Friedhof in H. nicht 

als zur Gemeinde R. gehörig zu betrachten ſei, nachdem letztere 
Gemeinde ihren eigenen Friedhof beſitzt und daß der Transport von 
Leichen und deren Beerdigung außerhalb des der Gemeinde R. gehörigen 
Friedhofes an die diesfalls beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften gebunden ſei. 

Das Miniſterium für Cultus und Unterricht hat unterm 
31. Jänner 1876, Z. 1240, dieſem Recurſe im Einvernehmen mit 
dem Miniſterium des Innern in der Erwägung keine Folge zu geben 
befunden, „daß der Gemeinde R. ein ausſchließliches Recht, zu ver⸗ 


vorgezeichneten 


langen, daß die Todten dieſer Gemeinde auf dem von ihr hergeſtellten 
Begräbnißplatze beſtattet werden, nicht zuſteht, vielmehr die Gemeinde⸗ 
inſaſſen den Wunſch frei haben, auf dem katholiſchen Friedhofe ihrer 
Pfarre begraben zu werden, wie denn überhaupt die Beſtimmung der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 3. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 56 wegen 
Beerdigung auf einem nicht zum Sterbeorte gehörigen Friedhofe auf 
den Leichentransport von einer eingepfarrten Ortſchaft nach dem Pfarr⸗ 
friedhofe nicht bezogen werden kann.“ F. 


A. als Beſitzerin des Heilbades Pyrawarth klagte gegen B. 
wegen Beſitzſtörung, weil dieſer ſeinen ſchon lange Zeit vor ſeinem Hauſe 
beſtehenden Brunnen bedeutend vertiefte, wodurch der etwa 100 Quadr. 
Klft. von demſelben entfernten, zum Curhauſe in Pyrawarth gehörigen 
Mineralquelle am Chorinskyplatze ein erhebliches Quantum Waſſer ent⸗ 
zogen wurde und ſtellte das Begehren dahin: „der Gegner habe ſich da⸗ 
durch, daß er beim Tiefbohren ſeines Brunnens die zum Curhauſe Py⸗ 
rawarth gehörige Mineralquelle am Chorinskyplatze beſchädigte, einer 
Beſitzſtörung ſchuldig gemacht“. Im Laufe der Verhandlung wurden die 
Klagsangaben im Weſentlichen beſtätigt, insbeſondere ſagten die Zeugen 
aus, daß ſeit der Vertiefung des B. ſchen Brunnens der Waſſerſtand 
der Mineralquelle um 6 Schuh gefallen ſei, und die Sachverſtändigen 
äußerten ihre Anſicht dahin: „daß die Quelle, welche B durch Unter⸗ 
mauerung, Vertiefung und Anbohrung ſeines bisher waſſerleeren Brun⸗ 
nens erreicht habe, unterirdiſch mit der Chorinskyquelle in Communi⸗ 
cation ſtehe, und daher ein Theil dieſes Waſſers zur Speiſung des neu⸗ 
entſtandenen Brunnens diene“. Die Klägerin führte zur Unterſtützung 
ihrer Klage noch einen Statthaltereipräſidialerlaß vom 20. Juli 1863, 
3. 3099 an demzufolge zum Schutze der Heilquelle in Pyrawarth an⸗ 
geordnet wurde, es dürfe daſelbft kein neuer Brunnen angelegt und an 
keinem beſtehenden eine weſentliche Veränderung vorgenommen werden, 
bis nicht die Bewilligung des politiſchen Behörde eingeholt und erlangt 
it. — Der Beſtand dieſer Verordnung wurde jedoch vom Geklagten in 
Abrede geſtellt. 

Die erſte Inſtanz wies das Klagebegehren ab, im Weſentlichen 
mit der Motivirung, daß Geklagter nur in Ausübung ſeines Eigen⸗ 
thumsrechtes gehandelt habe, und Klägerin eine Servitutsberechtigung, 
wornach ſie vom Geklagten die Unterlaſſung jeder Grabung an ſeinem 
Hausbrunnen ſordern könnte, nicht nachgewieſen habe. Am Schluſſe der 
Begründung des Erkenntniſſes wird bemerkt: „Für den Fall, als die 
von der Klägerin angeführte politiſche Verordnung für den Curort Py⸗ 
rawarth beſteht, gehört dieſe Sache nicht vor das gerichtliche Forum, 
ſondern zur Competenz der politiſchen Behörde. 

Auf Recurs der Klägerin beſtätigte das k. k. Oberlandesgericht 
die erſtrichterliche Entſcheidung in der Erwägung, daß Klägerin ſelbſt 
in ihrer Klage anführt, daß der gegneriſche Brunnen ſchon lange beſtehe, 
mithin in der Weiterbohrung nach $ 1305 a. b. G. B. keine Beſitz⸗ 
ſtörung liegen kann, dann in weiterer Erwägung daß die Klägerin den 
factiſchen Beſitz jener Quelle, die den Bſchen Brunnen ſpeiſet, durch 
den Befund der Sachverſtändigen nicht bewieſen hat, ſowie auch nicht dar⸗ 
gethan iſt, daß das Brunnbohren die einzige Urſache des Steigens und 
Fallens des Mineralwaſſers in der Ehorinskyquelle iſt und in endlicher 
Erwägung, daß nach 8 3 al. 2 des Waſſerrechtsgeſetzes vom 30. Mai 
1869, Nr. 39 R. G. Bl. durch dieſes Geſetz die den Beſitz ſchützen⸗ 
den Vorſchriften des a. b. Rechtes, ſonach auch die Frage, ob Beſitz⸗ 
werden en vor den Gerichten auszutragen ſeien, nicht berührt 
werden. e 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hob mit Entſcheidung vom 3. Auguſt 
1875, 3. 8503 auf außerordentlichen Reviſionsrecurs der Klägerin 
beide unterrichterlichen Entſcheidungen, als nichtig auf und wies die Klä⸗ 
gerin an die competente politiſche Behörde „in Erwägung, daß nach den 
in der Klage enthaltenen Angaben der Geklagte durch Anbohrung des 
vor ſeinem Hauſe Nr. 209 in Pyrawarth befindlichen Brunnens der 
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zum Curhauſe in Pyrawarth gehörigen Mineralquelle am ſogenannten 
Chorinskyplatze ein erhebliches Waſſerquantum entzogen hat; daß dieſe 
Angaben durch die gepflogenen Erhebungen beſtätigt wurden, indem ins⸗ 
beſondere die vernommenen Sachverſtändigen erklärt haben, die Quelle, 
welche der Geklagte durch Untermauerung, Vertiefung und Anbohrung 
ſeines waſſerleeren Brunnens erreicht hat, ſtehe unterirdiſch mit der Cho⸗ 
rinskyquelle in Communication und es diene daher ein Theil dieſes 
Waſſers zur Speiſung des neu entſtandenen Brunnens; daß nach 8 71 
des Geſetzes vom 28. Auguſt 1870, Nr. 56 L. G. Bl. für Oeſterreich 
unter der Enns alle Angelegenheiten, welche ſich auf die Benützung, 
Leitung und Abwehr der Gewäſſer nach dieſem Geſetze beziehen, in ſo 
weit ſie nicht der richterlichen Competenz unterliegen, in den Wirkungs⸗ 
kreis der politiſchen Behörden gehören, daß nach 8 16 des bezogenen 
Geſetzes in den dort angegebenen Fällen auch bei Privatgewäſſern die 
vorläufige Bewilligung der zuſtändigen Behörden erforderlich iſt, wenn 
durch deren Benützung auf fremde Rechte eine Einwirkung entſteht; daß 
insbeſondere mit dem niederöſterreichiſchen Präſidial⸗Statthalterei⸗Erlaſſe 
vom 20. Juli 1863, Z. 3099 zum Schutze der Heilquellen in Pyra⸗ 
warth angeordnet wurde, es dürſe daſelbſt kein neuer Brunnen angelegt 
und an keinem beſtehenden eine weſentliche Veränderung vorgenommen 
werden, bis nicht die Bewilligung von Seite des damals als politiſche 
Behörde fungirenden k. k. Bezirksamtes Matzen eingeholt und erlangt 
iſt; daß endlich in den im 2. Abſatze des 8 48 der J. N. vom 
20. November 1852, Nr. 251 R. G. Bl. bezeichneten Fällen von 
Amts wegen die Unzuſtändigkeit der Gerichte auszusprechen und die 
von denſelben etwa bereits gefällte Entſcheidung als ungiltig aufzu⸗ 
heben iſt.“ Ger.⸗Ztg. 


Zum Hofd. vom 1. April 1844, Nr. 748 J. G. S. Das Aerar 
iſt den Erſatz der, aus Anlaß einer, wegen einer Aerarialforderung 
bewilligten Mobiliarpfändung aufgelaufenen Koſten auch dann an⸗ 
zuſprechen berechtigt, wenn die Pfändung über Einſchreiten einer 
Adminiſtrativbehörde vollzogen worden iſt. 


Ueber Anſuchen der k. k. Lemberger Finanz⸗Bezirks⸗Direction hat 
das k. k. Bezirks⸗Gericht in Chodorow zur Sicherſtellung der dem Mi⸗ 
chael C. anläßlich der, bei Ausübung der Branntweinbrennerei in B. 
begangenen Geſällsübertretungen auferlegten Gefällsſtrafe von 445 fl. 4 kr. 
6. W., die Pfändung der, der Nachlaßmaſſe des inzwiſchen verſtorbenen 
Michael C. gehörigen Mobilien bewilligt und den Vollzug derſelben dem 
Kanzelliſten E. als Gerichtscommiſſär aufgetragen. 

Mit Eingabe de praes. 3. December 1874, 3. 69.276, iſt die 
k. k. Finanzprocuratur Namens des Aerars bei dem k. k. Lemberger 
Landesgerichte um Zuſprechung der, aus Anlaß dieſer Execution auf⸗ 
gelaufenen und dem Kanzelliſten E. bereits aus der betreffenden Steuer⸗ 
amtscaſſe ausgezahlten Commiſſionskoſten per 10 fl. 2 kr. ö. W., ſo⸗ 
wie auch um Bewilligung des executiven Pfandrechtes für die letzteren 
bei den zu Gunſten der Nachlaßmaſſe des Michael C. im gerichtlichen 
Depoſitenamte erliegenden Wertheffecten eingeſchritten, wurde aber mit 
dem landesgerichtlichen Beſcheide vom 31. December 1874, Z. 69.276 
mit ihrem Begehren abgewieſen, weil, nachdem die fragliche Sicher⸗ 
ſiellung der obigen Aerarialforderung im Grunde Hofd. vom 1. April 
1844, Nr. 798 J. G. S. über Erſuchen einer Adminiſtrativbehörde 
verfügt worden iſt, das Aerar die mit dem Vollzuge dieſes Sicherſtel⸗ 
lungsactes verbundenen Auslagen ſelbſt zu tragen hat, und den Erſatz 
der aus dieſem Anlaſſe erwachſenen Koſten zu begehren nicht berechtigt iſt. 

Ueber den Recurs der k. k. Finanzprocuratur hat das k. k. Ober⸗Lan⸗ 
desgericht in Lemberg, mit Entſcheidung vom 21. April 1875, Z. 6251, 
den erſtrichterlichen Beſcheid beſtätigt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit Entſcheidung vom 
10. Auguſt 1875, Z. 17430, dem a. o. Reviſionsrecurſe der k. k. 
Finanzprocuratur willfahrend, beide unterrichterlichen Entſcheidungen ab⸗ 
geändert und dem von letzterer in dem oberwähnten Geſuche geſtellten 
Begehren vollinhaltlich ſtattgegeben. Aus folgenden Gründen: 

Die Abweiſung des in Rede ſtehenden Executionsgeſuches wird 
von den Untergerichten hauptſächlich damit zu begründen geſucht, daß 
die pfandweiſe Sicherſtellung der obigen Geſällsſtrafe vom Bezirks⸗ 
Gerichte Ehodorow über Erſuchen der k. k. Finanzbezirksdirection, ſohin 
einer Adminiſtrativbehörde verfügt wurde, das h. Aerar daher die da⸗ 
mit verbundenen Koſten ſelbſt zu tragen habe, ohne hieſür Erſatz an⸗ 
ſprechen zu dürfen. Allein die Unhaltbarkeit dieſes Abweiſungsgrundes 
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geht aus der Erwägung hervor, daß die Vornahme der erwähnten Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 3. Juli 1876, 3. 7686 in Betreff der 
Pfändung der zum Nachlaſſe des Michael C. gehörigen Fahrniſſe Obliegenheiten der Civilgeiſtlichkeit gegen die Landwehr in Gemäßheit der 
mittelſt Note der Finanzbezirksdirection vom 3. December 1868, Z. organiſchen Beſtimmungen für die Landwehr⸗Seelſorger und der Vorſchrift für die 
20463, ſomit zu einer Zeit angeſucht und bewilligt wurde, wo das Matrikelführung in der Landwehr. 

betreffende Straferkenntniß des Lemberger Gefällsobergerichtes bereits Das Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr Nr. 13 vom 24. Mai 1876 
in Rechtskraft erwachſen war, und der Zahlungstermin der verhängten enthält die Circular⸗Verorduung vom 4. Mai l. J., 3. 4757 VI, mit welcher 
Geldſtrafe ſchon längſt abgelaufen war. Es handelt ſich daher eigentlich um das k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung die mit Allerhöchſter Entſchließung 
Vornahme einer executiven Pfändung und ſelbſt wenn eine ſolche als Exe⸗ vom 8. April l. J. allergnädigſt genehmigten „Organiſchen Beſtimmungen für 
cution zur Sicherſtellung nach $ 339 der g. G. O. angeſehen wird, die Landwehr⸗ (Landesſchützen⸗) Seelſorger“ ſammt der damit im Zuſammen⸗ 
fo kann die Erſatzverbindlichkeit des mit dieſem Erkenntniſſe verurtheil⸗ hange ſtehenden „Vorſchrift ſür die Matrikelführung in der k. k. Landwehr“ 


ten Michael C. als Schuldtragenden bezüglich der aus dieſem Anlaſſe kundgemacht. 


aufgelauſenen Commiſſionskoſten in Hinblick auf die Vorſchrift des 


8 529 der g. G. O. nicht bezweifelt werden, ſobald die ſicherſtellungs⸗ 
weiſe vorgenommene Pfändung durch das vorliegende rechtskräftige 
Straferkenntniß gerechtfertigt erſcheint. Ebenſowenig kann die Entjchei- 
dung über dieſe Frage von dem Umſtande beeinflußt werden, daß nicht 
die k. k. Finanzprocuratur, ſondern die Adminiſtrativbehörde ſelbſt um 
die Vornahme der Mobiliarpfändung eingeſchritten iſt, den dazu war ſie, 
laut Hofd. vom 1. April 1844, Nr. 798 J. G. S., geſetzlich er⸗ 
mächtigt und der gemachte Unterſchied ift in keinem Geſetze gegründet, 
noch durch die Eigenſchaft der gedachten Erſatzforderung gerechtfertigt. 
J. B. 


Berordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 28. Juni 1876, 3. 8813, betreffend 


Inſoferne in dieſer Kundmachung auch der Obliegenheiten gedacht wird, 
welche die Civilgeiſtlichkeit gegen die Landwehr zu erfüllen hat, findet ſich das 
Miniſterium des Innern veranlaßt, die Aufmerkſamkeit der k. k. Landesſtelle 
auf folgende Punkte zu lenken: 

Nach Punkt 7 der Circular⸗Verordnung findet rückſichtlich der Stola⸗ 
Gebühren für die k. k. Landwehr (Laudesſchützen) im Frieden die Civil⸗Stola⸗ 
Ordnung volle Anwendung. 

Nach Art. I der organiſchen Beſtimmungen iſt zur Ausübung der Seelforge 
und zur Matrikelführung über die im Landwehr⸗ (Landesſchützen⸗) Verbande 
ſtehenden Perſonen im Frieden die Civilgeiſtlichkeit berufen. 

Demgemäß obliegt nach 8 1 der Vorſchrift über die Landwehr⸗Matriken 
die Führung der Geburts⸗, Trauungs⸗ und Sterbematriken über Landwehrperſonen 
ſowie die urkundlichen Ausfertigungen aus denſelben im Frieden den hiezu nach 


den geſetzlichen Vorſchriften über die Civilmatriken beſtimmten Perſonen und 


beginnt die diesfällige Geſtion der Militärſeelſorger erſt mit der Mobilmachung 
der Landwehr. 
Wenn aber in der Landwehr nach deren Mobiliſirung Matrikenfälle ein- 


die Regelung des gegenjeitigen Verhältniſſes zwiſchen Oeſterreich und der Schweiz treten, bei welchen Civilmatrikenführer ſungiren, fo find nach $ 8 dieſer Vorſchrift 


in Bezug auf Krankenberpflegskoſten. 


Das am 1. Juni I. J. ausgegebene Stück XXI. des Reichsgeſetzblattes 


dieſe Fälle zwar in den betreffenden Civilmatriken einzutragen, von dieſen 
Matrikenſührern aber entſprechende Matriken⸗Extracte im Wege der Landwehr⸗ 


enthält die Publication des Staatsvertrages zwiſchen der öſterr.⸗ung. Monarchie | Evidenzhaltungs⸗Behörden dem betreffenden Truppenkörper zuzuſenden. 


und der Schweiz vom 7. December 1875 wegen Regelung der Niederlaſſungs⸗ 


verhältniſſe und einiger anderen adminiſtrativen Angelegenheiten. 

Durch den Artikel 7 dieſes am 20. Mai l. J. in Kraft getretenen Ver⸗ 
trages wurde unter anderen auch die Verpflegung mittelloſer Kranker oder Ver⸗ 
unglückter, bezüglich deren bisher in der Mehrzahl der Cantone nach den im 
h. o. Erlaſſe vom 2. Jänner 1872, 3. 16.502 dargelegten Grundſätzen vorge⸗ 
gangen wurde, neu geregelt. 

Die contrahirenden Theile verzichteten dadurch gegenſeitig auf jeden Er⸗ 
ſatzanſpruch gegen das Heimatland oder die Zuſtändigkeitsgemeinde der verpſleg⸗ 
ten mittelloſen Perſonen; dagegen wurde jedem Theile der eivilrechtliche Anſpruch 
auf Erſatz der entſtandenen Verpflegungskoſten gegen den Verpflegten ſelbſt oder 
gegen dritte Verpflichtete vorbehalten, und verpflichteten ſich beide Theile, ſich 
dabei gegenſeitig auf Antrag der betreffenden Behörde die nach der Landesgeſetz⸗ 
gebung zuläſſige Hilfe zu leiſten, damit denjenigen, welche die Pflegekoſten be⸗ 
ſtritten haben, dieſe auch nach billigen Anſätzen erſtattet werden. - 

Seitens der Schweiz wurde dieſe Verbindlichkeit für alle 25 Cantone 
übernommen, und wird demnach künftighin die Beihilfe der Cantonalbehörden 
ohne Unterſchied in Anſpruch genommen werden können, um den Erſatz der 
Pflegekoſten Seitens der verpflichteten Perſonen, oder die Beſtätigung der Mittel⸗ 
loſigkeit derſelben zu erhalten. 

Ueber Erſuchen des k. und k. Miniſteriums des Aeußern beehre ich mich 
Hochdieſelben auf die Beſtimmungen des Artikel 7 des erwähnten Staatsvertrages 
mit dem Erſuchen auſmerkſam zu machen, die geeignete Vorſorge zu treffen, 
damit vorkommende Fälle dieſen vertragsmäßigen Beſtimmungen conform ihrer 
Erledigung zugeführt werden. 

Was die formelle Behandlung von Verpflegskoſtenangelegenheiten in 
Oeſterreich behandelter mittelloſer Schweizer betrifft, die in der Schweiz auszu⸗ 
tragen ſind, ſo wird Hochdenſelben in Erinnerung gebracht, daß in ſolchen An⸗ 
gelegenheiten die inländiſchen Verwaltungsbehörden im Sinne des h. o. Erlaſſes 
vom 22. Juli 1869, Zahl 2772 M. J. ſich mit der k. u. k. Geſandtſchaft in 
Bern in unmittelbaren Verkehr zu ſetzen und dem k. u. k. Miniſterium des 
Aeußern nur jene Fälle zur Kenntniß zu bringen haben, wo es ſich etwa um 
eine Interpretation der neuen vertragsmäßigen Beſtimmungen handeln ſollte. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Hiernach ſind die unterſtehenden Behörden und Matrikenführer zu belehren. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 9. Auguſt 1876, 3. 8901 betreffend 
reciproke Nichteinforderung von Krankenverpflegskoſten zwiſchen Oeſterreich und 
England. 

Aus Anlaß eines neuerlich vorgekommenen Falles, in welchem die k. und k. 
Botſchaft in London von Seite einer k. k. Landesſtelle um Veranlaſſung der 
Anerkennung der engliſchen Staatsangehörigkeit eines Krankenhausverpflegs⸗ 
Reſtanten lediglich zum Zwecke der Hereinbringung der nach ihm erwachſenen 
Verpflegskoſten angegangen wurde, findet das k. k. Miniſterium des Innern in 
Folge Erſuchens des k. und k. Miniſteriums des Aeußern die hierortige Weiſung 
vom 30. November 1868, 3. 6187 M. J. in Erinnerung zu bringen, nach 
welcher Einſchreiten um Hereinbringung von Verpflegskoſten für britiſche 
Staatsangehörige nicht mehr zu ſtellen ſind und Großbritannien unter jene Staaten 
reiht, welche prineipiell keine Verpflegskoſtenvergütungsanſprüche an uns ſtellen, 
gegen welche ſomit ſolche Auſprüche auch unſererſeits gänzlich fallen zu laſſen find. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem % u. k. Legationsrathe erſter Kategorie Ernſt 
Ritter v. Mayr das Ritterkreuz des k. ungar. St. Stefan⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Paul Kopp in Akyab zum 
unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzwachcommiſſär Johann Werkal an⸗ 
läßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Finanzwach⸗Obercommiſſärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Albin Zajaczkowski 
zum Statthaltereirathe in Galizien ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Wundarzte Demeter Dimitri in Curzola 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Regierungsſecretär Johann Mahkot 
zum Bezirkshauptmanne in Krain ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Eduard Freih. von Schwartz⸗Meiller 
zum Wirthſchaſtsverwalter bei dem Staatsgeſtüte in Piber ernannt. 


Erledigungen. 

2 Militär⸗Rechnungsacceſſiſtenſtellen bei den Rechnungsabtheilungen der 
Militär⸗Intendanzen mit dem Gehalte von je jährl. 600 fl. und dem compe⸗ 
tenten Ouartier⸗Aequivalente, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 205.) 

2 Ingenieurſtellen für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg mit 


der neunten Rangsclaſſe, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 206.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


